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4. Einigkeit und Recht und Freiheit –   
Die Demokratie der Bundesrepublik Deutschland 

4.1. Was ist Demokratie? 
Der Begriff der Demokratie kommt aus dem griechischen und bedeutet 

„Volksherrschaft“. Seit der Antike zä hlt die Demokratie genauso wie die Mo-

narchie oder die Aristokratie zu den Grundformen der Staatstypologien. Im 

Laufe der Geschichte fand sie immer wieder Anwendung in unterschiedlichs-

ten Staaten. So hatte das Römische Reich lange Zeit eine politische Misch-

form aus Monarchie, Aristokratie und Demokratie (mehr dazu in Kapitel II. B. 

2.). Auch im Mittelalter gab es trotz den ansonsten eher monarchistischen Ver-

hä ltnissen vor allem in den Stä dten demokratische Ansä tze. Das Volk hatte 

teilweise in Form von Bü rgerversammlungen Mitspracherechte in der Politik. 

Diese galten allerdings oft nur fü r bestimmte Bü rgerschichten, sodass man mit 

dem Begriff der Demokratie eher vorsichtig umgehen muss. Mit den politi-

schen Revolutionen der Neuzeit, allen voran mit der Französischen Revolution 

1789, setzte sich schließ lich die Demokratie in den meisten Lä ndern Europas 

durch. Schlagworte wie Freiheit (als die Mü ndigkeit der Menschen), Gleichheit 

(als universelles Gerech-

tigkeitsprinzip) und Brü -

derlichkeit (als solida-

risch-soziales Prinzip der 

Mitmenschlichkeit) soll-

ten von nun an die Staa-

ten leiten und die Demo-

kratie garantieren.  

Natü rlich ist die Demokratie jedoch nicht nur auf diese drei Schlagworte (so 

wichtig sie auch sind) zu reduzieren. Sie ist viel komplexer und hat genauso 

wie andere Staatsformen unterschiedliche Ausprä gungen in ihrer Form. Im 

Folgenden sollen drei dieser Ausprä gungen erklä rt werden, und zwar die „par-

lamentarische Demokratie“, die „prä sidiale Demokratie“ und die „direkte De-

mokratie“. Zunä chst aber werden die wesentlichen Grundmerkmale aller mo-

dernen Demokratien beschrieben, wobei an dieser Stelle auf eine weitere 

Demokratiedefinition in Kapitel III. B. 1. hingewiesen wird. 
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Grundmerkmale der Demokratie79: 
1. Die Volkssouverä nitä t: „Alle Staatsgewalt 

geht vom Volke aus“, dieser Satz, welcher 

auch im deutschen Grundgesetz verankert 

ist, ist das wichtigste Merkmal einer Demo-

kratie. Die Herrschaftsausü bung ist auf den 

Willen des Volkes zurü ckzufü hren und hat 

darin seine Legitimation. Die Volkssouve-

rä nitä t kann dabei in zweierlei Hinsicht er-

folgen. Zum einen kann das Volk durch 

direkte Volksversammlungen die Politik des 

Landes bestimmen. Dies geschieht vor al-

lem in kleineren Lä ndern mit wenigen Einwohnern. Auch in der Kommunalpoli-

tik größ erer Staaten kann durch eine direkte Volksversammlung durch einen 

Bü rgerbescheid oder ein Bü rgerbegehren die Politik gemacht werden. Zum 

anderen kann die Herrschaftsausü bung des Volkes auch durch die Wahl von 

Volksvertretern oder Abgeordneten erfolgen. Hierbei entscheidet sich die 

Masse des Volkes durch Wahlen, wer ihre Interessen in einem Parlament von 

Abgeordneten vertreten soll. Diese Form der Herrschaftsausü bung ist vor al-

lem in flä chenmä ß ig groß en Staaten mit groß er Bevölkerungszahl ü blich, da 

hier direkte Volksabstimmungen (natü rlich) viel zu aufwendig und langwierig 

wä ren.  

2. Die Anerkennung der Menschen- und Bü rgerrechte: Zum einen sollen den 

Menschen in einer Demokratie unverzichtbare und unantastbare Rechte, die 

Menschenrechte, garantiert werden. Sie gelten generell fü r alle Menschen. 

Beispiele dafü r gibt es genü gend und sie alle sind unter den ersten Artikeln 

des Grundgesetzes nachzulesen. Deshalb an dieser Stelle ein kleiner Auszug 

der Menschenrechte: 

 

8 Art. 1 GG:  Die Wü rde des Menschen ist unantastbar. 

8 Art. 2 GG:  Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. 

    Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 

 
                                                 
79 Bundeszentrale fü r politische Bildung, Informationen zur politischen Bildung Heft 165 Demokratie, Franzis print & media 

Verlag Mü nchen 1992, S. 12 
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8 Art. 3 GG:  Gleichheit vor dem Gesetz. 

    Gleichberechtigung von Mann und Frau. 

 8 Art. 4 GG:  Freiheit des Glaubens und des Gewissens. 

Niemand darf zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen 

werden. 

 8 Art. 5 GG:  Meinungsfreiheit, Informationsfreiheit, Pressefreiheit. 

 

Zum anderen sollen den Menschen, die in einem demokratischen Land leben, 

Bü rgerrechte zugesprochen werden. Die Bü rgerrechte sind Rechte, welche im 

Gegensatz zu den Menschenrechten nur Staatsbü rgern des jeweiligen Landes 

zustehen. Auch diese stehen im Grundgesetz und sind leicht zu erkennen, da 

sie alle mit den Worten „Alle Deutschen...“ beginnen. Auch dazu ein kleiner 

Auszug aus dem deutschen Grundgesetz: 

 

8 Art. 8 GG: Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung 

und ohne Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versam-

meln. 

8 Art. 9 GG: Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesell-

schaften zu bilden. 

8 Art. 12 GG: Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und 

Ausbildungsstä tte frei zu wä hlen. 

 

3. Die Wahl und das Mehrheitsprinzip: Um De-

mokratie wirksam werden zu lassen, benötigt 

man Wahlen. Durch die Wahlen bestimmt das 

Volk entweder selbst die Politik (durch Volksver-

sammlungen) oder es wä hlt Abgeordnete, wel-

che ihre Positionen vertreten. Die Wahl von 

Volksvertretern, beispielsweise bei einer Bundestagswahl, muss dabei allge-

mein, unmittelbar, frei, gleich und geheim vonstatten gehen. Die Wahlen sind 

eine Grundvoraussetzung jeder Demokratie.  

Nach einer Wahl richtet man sich in der Demokratie nach dem Mehrheitsprin-

zip. Das bedeutet, dass die Partei oder der Volksvertreter mit den meisten 

Stimmen die politische Richtung des Landes bestimmt. Jedoch muss die    
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Minderheit mit den wenigeren Stimmen immer die Möglichkeit haben, die 

Mehrheit zu erlangen, um einen Machtwechsel zu ermöglichen und selbst re-

gieren zu können. Ebenso muss die Minderheit die Möglichkeit haben, in das 

politische Geschehen eingreifen zu können. In Deutschland geschieht dies 

durch bestimmte Rechte der Opposition, z.B. durch das Ausü ben von Kritik 

und Kontrolle gegenü ber der Regierung. 

 

Arten der Demokratie80: 
Zunä chst teilt man die verschiedenen Arten der Demokratie in „direkte“ und 

„indirekte“ Demokratien ein. Die indirekte, auch reprä sentative Demokratie 

genannt, wird nochmals unterteilt in die parlamentarische und die prä sidiale 

Demokratie. Wie schon bei der Volkssouverä nitä t erlä utert, liegt der Hauptun-

terschied zwischen direkter und indirekter Demokratie darin, dass bei der di-

rekten das Volk selbst ü ber bestimmte politische Fragen abstimmt und bei der 

indirekten (reprä sentativen) Volksvertreter gewä hlt werden, welche in einem 

Parlament die Politik fü r das Land gestalten. 

1. Die parlamentarische Demokratie: Ein Beispiel fü r 

eine parlamentarische Demokratie ist die Bundesre-

publik Deutschland. Die parlamentarische Demokratie 

zeichnet sich durch folgende Hauptmerkmale aus: 

ð Das Volk wä hlt Abgeordnete, welche sich in ei-

nem Parlament zusammenfinden (in Deutschland 

geschieht das durch die Bundestagswahlen, wel-

che in der Regel alle 4 Jahre stattfinden). 

ð Die Regierung geht aus dem Parlament hervor 

(entweder bildet eine Partei die Regierung, wenn 

sie die absolute Mehrheit hat, oder sie besteht aus zwei oder mehreren 

Parteien, welche sich zu einer Mehrheit zusammenschließ en. Diesen Zu-

sammenschluss nennt man Regierungskoalition). 

ð Das Parlament kann der Regierung ein Misstrauen aussprechen, um diese 

zu einem Rü cktritt zu zwingen (konstruktives Misstrauensvotum). 

ð Die Regierung hat die Möglichkeit, das Parlament aufzulösen (in Deutsch-

land wü rde dies ü ber die sogenannte Vertrauensfrage des Bundeskanzlers 

                                                 
80 Bundeszentrale fü r politische Bildung, Informationen zur politischen Bildung Heft 165 Demokratie, a.a.O., S. 14 
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Staatsform der USA: Die prä sidiale Demokratie 

geschehen. Wenn diese Vertrauensfrage des Kanzlers im Bundestag kei-

ne Mehrheit finden wü rde, könnte der Bundesprä sident eine Auflösung des 

Parlaments vorschlagen). 

2. Die prä sidiale Demokratie: Im 

Gegensatz zur parlamentarischen 

Demokratie wird in der prä sidialen 

Demokratie das Parlament und die 

Regierung strikt getrennt. So sind 

die Wahlen des Prä sidenten und die 

Wahlen des Parlaments zwei völlig 

verschiedene Vorgä nge, welche nichts miteinander zu tun haben. Folgende 

Hauptmerkmale treten dabei in Erscheinung: 

ð Man kann in der prä sidialen Demokratie nicht gleichzeitig Mitglied der Re-

gierung und des Parlamentes sein. 

ð Das Parlament hat keine Möglichkeit, dem Prä sidenten das Misstrauen 

auszusprechen oder ihn zu stü r-

zen. 

ð Andererseits hat der Prä sident 

keine Möglichkeit, das Parlament 

aufzulösen. 

Ein Beispiel einer solchen strikten 

Trennung von Regierung und Parla-

ment in Form einer prä sidialen Demokratie bietet die USA.  

3. Die direkte Demokratie: Vor allem in kleinen Staaten kann man eine größ e-

re Einflussnahme des Volkes in der Politik vorfinden. Auch die Antike, im spe-

ziellen sei hier nochmals auf die griechischen Stadtstaaten, die Polis, hinge-

wiesen (II. B. 1.), bietet in der direkten Demokratie gute Beispiele. An dieser 

Stelle sei aber ebenfalls gesagt, dass beispielsweise Philosophen wie Platon 

oder auch dessen Schü ler Aristoteles die direkte, reine Form der Demokratie 

als keine gute Staatsform gepriesen haben. Dies liegt an der Tatsache, dass 

in den Volksversammlungen aufgrund von Augenblicksstimmungen auch oft-

mals Fehlentscheidungen getroffen wurden und weil der Begriff der Volksab-

stimmung insofern als zweifelhaft anzusehen ist, da nur eine bestimmte Bü r-

gerschicht als mü ndig galt, bei einer Volksversammlung abstimmen zu dü rfen. 

Das Weiße Haus: Sitz des amerikanischen Prä sidenten 
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Heutzutage findet man kaum mehr Staaten mit einer direkten Demokratieform. 

Trotzdem sei hier die Schweiz erwä hnt, welche trotz reprä sentativer Demokra-

tie auch Elemente der direkten Demokratie in den einzelnen Kantonen trä gt. 

  

4.2. Die Entwicklung der Demokratie in Deutschland 
4.2.1. Deutschland vor der Revolution 1848 

Um die Entwicklung der Demokratie 

in Deutschland betrachten zu kön-

nen, ist es sinnvoll, eine kleine Zeit-

reise in die Vergangenheit Deutsch-

lands zu unternehmen. Im 19. Jahr-

hundert nä mlich, genauer nach den 

napoleonischen Kriegen im Jahre 

1815, welche im damaligen „Wiener 

Kongress“ eine staatliche Neuord-

nung Europas verlangten, hatte 

Deutschland den Namen „Deutscher 

Bund“ und war in kleine Teilstaaten gegliedert. Teilstaaten des Deutschen 

Bundes waren Königtü mer wie Preuß en, Bayern, Wü rttemberg oder Sachsen. 

Dazu kamen Kurfü rstentü mer wie Hessen und Groß herzogtü mer wie bei-

spielsweise Baden. Sie alle wurden, wie der Name schön sagt, separat von 

Königen oder Herzögen regiert. Regierungsform zu dieser Zeit war, wie in vie-

len anderen Staaten auch, die Monarchie. Als einziges Staatsorgan des ge-

samten Deutschen Bundes gab es in Frankfurt am Main eine Bundesver-

sammlung (1815 –  1848), in welcher sich Gesandte der einzelnen Teilstaaten 

trafen und ü ber Angelegenheiten des Deutschen Bundes tagten. Bevor es al-

lerdings zu einer gesamtdeutschen, einheitlich demokratischen Entwicklung 

mit der Verwirklichung von Grund- und Bü rgerrechten kam, handelten zu-

nä chst die Teilstaaten des Deutschen Bundes. Beispielsweise hatten die Sü d-

staaten Baden, Wü rttemberg und Bayern bereits ab 1818/1819 eine Verfas-

sung und Parlamente, welche den Bü rgern des jeweiligen Landes mehr 

Grundrechte zusicherten. Die Stellung des Königs war allerdings nach wie vor 

unantastbar, sodass man bei dieser Konstellation von einer konstitutionellen 

Monarchie sprechen könnte. Auch das Königtum Preuß en begann schon eher, 

1815: Der Deutsche Bund (rote Grenze)                             
und seine Teilstaaten 
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Helgoland:  Hier schrieb Heinrich Hofmann von Fallersleben                 
das „Lied der Deutschen“ – Die spä tere Nationalhymne 

sich fü r die Bü rger des Landes einzusetzen; man beseitigte die Stä ndeord-

nung, sorgte fü r eine Bauernbefreiung und eine Gewerbefreiheit. Allerorts 

wurde also versucht, die absolutistische Regierungsweise abzustreifen und 

nach dem Vorbild der Französischen Revolution fü r mehr Freiheit, Gleichheit 

und Brü derlichkeit zu sorgen. Zu diesen Lockerungen des absolutistischen 

Zeitalters kamen aber wie ü berall in Europa neue gesellschaftliche Probleme 

auf die Regierenden dazu. Diese neuen Gesellschaftsentwicklungen verlang-

ten nach einer dynamischen und flexiblen Politik, woran schließ lich auch die 

deutschen Königshä user scheiterten. Die neuen Probleme hieß en „industrielle 

Revolution“ ( è Kapitel II. C. 2.2. Die industrielle Revolution) und „Aufklä rung“ 

( è Kapitel II. B. 4.2. Die geistigen Vä ter der Revolution). Dabei kam es bei 

der industriellen Revolution in Deutschland wie auch in anderen Staaten Euro-

pas zu einer Landflucht, einer Verstä dterung und dadurch zu Massenarbeits-

losigkeit, Wohnungsnot und Hungersnot. Die soziale Lage der deutschen Be-

völkerung verschlechterte sich noch zusä tzlich durch ein steigendes Bevölke-

rungswachstum in der ersten Hä lfte des 19. Jahrhunderts. Die Aufklä rung, al-

so die Zeit, in der das Volk 

sowieso nach mehr Volks-

souverä nitä t und Demokra-

tie verlangte, gab ihr ü briges 

hinzu. Das deutsche Volk 

sehnte sich nach einer nati-

onalstaatlichen Einigung mit 

einem gesamtdeutschen, 

freien und demokratischen 

Parlament, um gegen die 

sozialen Problemlagen in allen Ecken des Deutschen Bundes gemeinsam an-

zugehen. Dass die Zeit zu einem Aufbruch unter einer neuen politischen Fü h-

rung zu einer modernen Gesellschaft mit neuen politischen Strukturen reif war, 

zeigte sich auch in der Dichtung des Deutschlandliedes von Heinrich Hofmann 

von Fallersleben im Jahr 1841: Einigkeit und Recht und Freiheit fü r das deut-

sche Vaterland, danach lasst uns alle streben, brü derlich mit Herz und Hand.81  

Die Sehnsucht im Deutschen Bund nach einem freien und starken      

                                                 
81 Den gesamten Text der deutschen Nationalhymne findet man im dritten Kapitel. 
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Deutschland mit einheitlichem Nationalparlament wurde immer stä rker, sodass 

nur noch ein zü ndender Funke fehlte, um eine Revolution ausbrechen zu las-

sen. 

 

4.2.2. Die Deutsche Revolution 1848 
Der zü ndende Funke zum Ausbruch der 

Revolutionen in den deutschen Teilstaaten 

kam aus Frankreich. Dort kam es im Februar 

1848 zu einer Revolution, welche die 

Abdankung des französischen Königs und 

die Ausrufung der 2. Republik zur Folge 

hatte. Der Revolutionsfunke sprang zunä chst 

auf das Groß herzogtum Baden ü ber, wo die Menschen auf die Straß en gingen 

und Forderungen nach einem Nationalparlament laut werden ließ en. Auf die 

badischen Unruhen folgten Revolutionen und Aufstä nde der Menschen aller 

Bevölkerungsschichten im gesamten Gebiet des Deutschen Bundes. Als Zei-

chen der Revolution hissten die Bü rger die Schwarz-Rot-Goldene Fahne, wel-

che ein Zeichen fü r die kommende Einheit der Deutschen sein sollte82. Die 

Menschen in den Stä dten und auf dem Land forderten eine verfassungsge-

bende, demokratisch organisierte Nationalversammlung und legten sich aller-

orts mit den Herrschern der Teilstaaten und mit dem Militä r an. Vor allem in 

Berlin, der Hauptstadt Preuß ens, kam es zu blutigen Straß enkä mpfen, in de-

nen die Masse der Bevölkerung dem preuß ischen Militä r gegenü berstand. Am 

19. Mä rz 1848 ordnete der preuß ische König Friedrich Wilhelm IV.         

(1795– 1861) schließ lich den Rü ckzug seiner 

Truppen an und bewilligte ein gesamtdeut-

sches Parlament mit den Worten: „Preuß en 

geht fortan in Deutschland auf“83. 

Auch die anderen deutschen Staaten 

willigten nun ein, ein gesamtdeutsches 

Parlament zuzulassen, in welchem sich 

                                                 
82 Ursprü nglich hatten die Uniformen des lü tzowschen Freikorps im Krieg gegen Napoleon die Farben Schwarz-Rot-Gold. Stu-

dentische Burschenschaften ü bernahmen diese Farben als symbolisches Zeichen fü r einen einheitlichen deutschen Staat. 
vgl. Helmut M. Mü ller, Schlaglichter der deutschen Geschichte, Bundeszentrale fü r politische Bildung, Brockhaus Verlag           
Leipzig/Mannheim 2002, S.151 

83 Mü ller, a.a.O., S. 160 
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durch Wahlen Volksvertreter in der Frankfurter Paulskirche treffen sollten, um 

eine gesamtdeutsche Verfassung auszuarbeiten. Der erste Grundstein einer 

Demokratie in Deutschland war gelegt. 

 

4.2.3. Die Entwicklung der deutschen Politik 
bis zum 1. Weltkrieg 1914 
Wie formt man aus mehreren sou-

verä nen deutschen Teilstaaten mit 

eigener Verfassung und Gesetzge-

bung ein einheitliches Deutsch-

land? Mit dieser schwierigen Frage 

waren die Parlamentarier der 

Frankfurter Paulskirche konfron-

tiert, welche sich erstmals am     

18. Mai 184884 zusammenfanden. 

Die Wahlen, welche die Volksvertreter im deutschen Parlament bestimmten, 

waren im ü brigen nach der heutigen Auffassung einer demokratischen Wahl 

alles andere als demokratisch: Die Einheitlichkeit der Wahlen litt zunä chst 

darunter, dass jeder deutsche Teilstaat ein anderes Wahlsystem bevorzugte. 

Darü ber hinaus durften nur Mä nner zur Wahl gehen; Tagelöhner, Dienstboten 

und in manchen Teilstaaten auch die Handwerker waren von der Wahl ausge-

schlossen85. Man sieht also, dass im ersten deutschen Parlament durchaus 

nicht die Interessen der breiten Volksmasse Berü cksichtigung fanden, sondern 

nur die obere, bü rgerliche Bevölkerungsschicht. Trotz allem ging die Arbeit der 

Abgeordneten an einer gesamtdeutschen Verfassung gut voran. Man formu-

lierte erstmals in der deutschen Geschichte Freiheitsrechte des einzelnen 

Bü rgers in Form der Freiheit der Person, der Freiheit zur Meinungsä uß erung, 

der Glaubens- und Gewissensfreiheit und der Gleichheit aller Deutschen vor 

dem Gesetz, um nur einige zu nennen86. Die neuen „Grundrechte des deut-

schen Volkes“ wurden am 27. Dezember 1848 in die Reichsverfassung aufge-

nommen. Bei der Ausarbeitung der Grundrechte orientierte man sich stark an 

die Menschenrechtserklä rungen der Französischen Revolution (1789) und der 

                                                 
84 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 164 
85 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 160 
86 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 162 
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Kaiser Wilhelm I.                           
(1797-1888) 

Amerikanischen Unabhä ngigkeitserklä rung (1776). Bei der Frage nach einer 

zukü nftigen Staatsform in Deutschland einigte man sich auf eine konstitutio-

nelle Monarchie mit einem erblichen Kaiser als Staatsoberhaupt. Dieser Kaiser 

sollte nach dem Willen der Nationalversammlung der König Preuß ens werden, 

da Preuß en ohnehin eine größ ere Rolle im vereinten Deutschland spielte als 

die anderen Staaten. Als man schließ lich am 28. Mä rz 1849 die Reichsverfas-

sung verabschiedete und nur noch auf die Zustimmung des preuß ischen Kö-

nigs Friedrich Wilhelm IV. (1795– 1861) zur Kaiserwü rde wartete, erlebte das 

junge deutsche Parlament samt der gesamten Nationalbewegung eine groß e 

Enttä uschung. Friedrich Wilhelm IV. lehnte die Kaiserwü rde ab, sodass das 

gesamte Verfassungswerk des Parlamentes schei-

terte. Nach Monaten der Ausarbeitung war der Ver-

such eines gesamtdeutschen Staates mit freiheitli-

cher Verfassung gescheitert und im Mai 1851 setzte 

wieder der Bundesrat des „Deutschen Bundes“ ein. 

Trotz dieses misslungenen Versuchs einer Reichs-

verfassung war die Arbeit des Paulskirchen-

Parlaments nicht umsonst. Viele der deutschen 

Teilstaaten nahmen die Verfassungsentwü rfe an 

und der Ruf der deutschen Freiheitsbewegung war 

ohnehin nicht mehr auszulöschen. Nach der Zeit des Frankfurter Parlaments 

setzte sich vor allem ein preuß ischer Minister fü r die Belangen und die Eini-

gung der Teilstaaten zu einem Deutschen Reich ein: Otto von Bismarck (1815-

1898). Er war der Auffassung, eine Einigung Deutschlands könnte nur „von 

oben“ erfolgen, also durch eine Einigung der Teilstaaten-Herrscher und nicht 

durch eine Volksbewegung, wie es sie in der Mä rz-

revolution 1848 gab. So war Bismarck grundlegend 

an der Einigung der norddeutschen Staaten zu ei-

nem „Norddeutschen Bund“ beteiligt. Eine Einigung 

mit den Sü ddeutschen Staaten Wü rttemberg, Baden 

und Bayern gab es 1870, als der Norddeutsche 

Bund mit Hilfe der sü ddeutschen Staaten den 

deutschfranzösischen Krieg (1870/71) fü r sich ent-

scheiden konnte. Die Euphorie und das Gefü hl der 

Otto von Bismarck                       
(1815-1898) 
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Das Deutsche Reich von 1871 - 1918 

Zusammengehörigkeit der Nationen 

in einem groß en Deutschen Reich 

war nun in der Bevölkerung neu ent-

facht und einer gesamtdeutschen 

Lösung stand nichts mehr im Wege. 

23 Jahre nach dem ersten Versuch 

einer gesamtdeutschen Nation ließ  

sich nun der preuß ische König Wil-

helm I. (1797-1888) am  18. Januar 

1871 zum Kaiser des Deutschen 

Reiches krönen87. Neben dem Kaiser als Staatsoberhaupt wurde Otto von Bis-

marck erster Reichskanzler des Deutschen Reiches. Die Staatsform war eine 

konstitutionelle Monarchie88, in welcher ein Reichstag mit Abgeordneten des 

Deutschen Reiches und ein Bundesrat mit den Fü rsten der Teilstaaten die 

Politik bestimmten. Einer der groß en Verdienste dieser Politik war die Einfü h-

rung von Sozialgesetzen zur Verbesserung der gesellschaftlichen Lage und 

zur staatlichen Sicherung der Bü rger (1883: Krankenversicherungsgesetz, 

1884: Unfallversicherungsgesetz, 1889: Alters- und Invaliditä tsversicherungs-

gesetz89).  

Fortan war das Deutsche Reich dank Wirtschaftsaufschwung zu einer kon-

stanten Größ e in der Mitte Europas gewachsen. Dank Bismarcks diplomati-

scher Auß enpolitik konnten die Beziehungen zu den 

anderen europä ischen Groß mä chten wie 

Frankreich, England oder Russland im 

Gleichgewicht gehalten werden. Nach dem Tod 

Wilhelms I. (1888) ü bernahm schließ lich dessen 

Enkel Wilhelm II.  (1859-1941) den deutschen 

Kaiserthron90. Er entließ  nach Meinungsverschieden- 

heiten den Reichskanzler Bismarck und steuerte 

durch eine unglü cklich gefü hrte Auß enpolitik das 

Deutsche Reich in den 1. Weltkrieg (1914-1918), 

                                                 
87 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 199 
88 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 187 
89 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 199 
90 Nach dem Tod Wilhelm I. kam zunä chst dessen Sohn Friedrich III. (1831-1888) auf den Thron. Nach nur 3 Monaten Regie-

rungszeit starb der Kaiser an Krebs, sodass dessen Sohn Wilhelm II. im Alter von 29 Jahren den Thron bestieg.  
vgl. Der groß e Ploetz, a.a.O., S. 864 

Kaiser Wilhelm II.                        
(1859-1941) 
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nach dessen Ende er als Kaiser abdankte. Mit der Abdankung Wilhelms II. be-

gann in der deutschen Politik eine neue Epoche: Die Weimarer Republik.  

 

4.2.4. Die Weimarer Republik 

Von vorne herein startete die Wei-

marer Republik mit einer denkbar 

unglü cklichen Situation in ihr politi-

sches Bestreben. Man musste mit 

den vielen Reparationszahlungen 

des Versailler Vertrages (Forderun-

gen der Sieger des 1. Weltkrieges an 

das Deutsche Reich) klarkommen 

und hatte auch mit den 

Gebietsabtretungen an die tretungen an die Siegermä chte gro-

ß e Einbuß en. Trotz der schwierigen 

Ausgangslage gelang es der sich neu zusammengefundenen Nationalver-

sammlung in Weimar, eine Republik mit einer demokratischen Staatsform zu 

Grü nden. Da der Kaiser des Deutschen Reiches abgedankt hatte, war nun der 

Weg frei, ein Staatsoberhaupt durch Wahlen zu bestimmen. So trat Friedrich 

Ebert (1871-1925), Mitglied der SPD, am 11. Februar 1919 den Posten als 

erster Reichsprä sident des Deutschen Reiches an. Weiterhin zeichnete sich 

die Weimarer 

Republik durch 

eine demokrati-

sche Reichsver-

fassung aus, 

welche am     

11. August 1919 

in Kraft trat. Das 

neue politische 

System im Deut-

schen Reich 

Reich fuß te auf 

den Grundrech-

Das Deutsche Reich zur Zeit                                                   
der Weimarer Republik (1918 - 1933) 

Die Verfassungsorgane der Weimarer Republik 
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ten, wie sie bereits im Frankfurter Parlament 1848 ausgearbeitet wurden91. Die 

Reichsverfassung beruhte auf dem Grundsatz der Volkssouverä nitä t:  „Alle 

Macht geht vom Volke aus“92. Im weiteren war das politische System der Wei-

marer Republik ä hnlich aufgebaut wie der Staatsaufbau der heutigen Bundes-

republik. Es gab einen Reichstag, welcher aus gewä hlten Volksvertretern be-

stand, einen Reichsrat, der sich aus Vertretern der Lä nderregierungen zu-

sammensetzte und einen Reichskanzler, der vom Reichsprä sident ernannt 

wurde. Dazu gab es Minister fü r sä mtliche Bereiche der Politik, welche eben-

falls vom Reichsprä sidenten ernannt wurden. 

Nachdem die Weimarer Republik in den 20er Jahren anfangs trotz wirtschaftli-

cher und sozialer Problemlagen ihre „goldenen Zeiten“ hatte, in denen vor al-

lem die Kultur in Film, Literatur und Malerei aufblü hte, wurde sie umso hä rter 

von der Weltwirtschaftskrise 1929 getroffen. Plötzlich spannte sich die wirt-

schaftliche Lage noch stä rker an, es brachen Firmen zusammen und Banken 

mussten schließ en. Die Folge dieser Weltwirtschaftskrise war die Massenent-

lassung vieler Arbeiter; die Quote der Arbeitslosigkeit sprang in dieser Zeit von 

1,6 Mio. im September 1929 auf 4,3 Mio. arbeitsloser 

Menschen im September 193193. Durch die Anspan-

nung im wirtschaftlichen Bereich begann gleichzeitig 

auch die Hilflosigkeit in der Politik. Keiner der drei 

Kanzler von 1928 – 193394 war in der Lage, die wirt-

schaftliche Situation zu verbessern, sodass die „Nati-

onalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei“ von den 

Wä hlern immer mehr Vertrauen bekam. Bei den 

Reichstagswahlen vom 31. Juli 1932 wurde die 

NSDAP mit 37,8 % stä rkste Fraktion im Reichstag 

und nach dem Rü cktritt Kurt von Schleichers als Reichskanzler ernannte Paul 

von Hindenburg (1847-1934), Reichsprä sident seit 1925, am 30. Januar 1933 

Adolf Hitler zum Reichskanzler. Von nun an offenbarten sich die Lü cken der 

Weimarer Verfassung, welche es Adolf Hitler ermöglichten, die demokratische 

Verfassung des Deutschen Reiches zu untergraben und einen Fü hrerstaat zu 

errichten: 

                                                 
91 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 162 
92 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 234 
93 vgl. Mü ller, a.a.O., S. 252 
94 Hermann Mü ller (1928-1930), Heinrich Brü ning (1930-1932) und Kurt von Schleicher (1932-1933). Mü ller, a.a.O., S. 229 ff. 
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- am 27. Februar 1933 brannte der Reichstag. Hitler nutzte die Stunde und 

erließ  durch den Reichsprä sidenten am 28. Februar 1933 die „Verordnung 

zum Schutz von Volk und Staat“ è die politischen Grundrechte der Wei-

marer Verfassung wurden auß er Kraft gesetzt. 

- am 23. Mä rz 1933 erließ  Hitler das „Ermä chtigungsgesetz“ è die Regie-

rung erhielt das Recht, Gesetze ohne Beteiligung des Reichstages und des 

Reichsrates zu erlassen. 

- 31. Mä rz 1933: Das „Gesetz zur Gleichschaltung der Lä nder mit dem 

Reich“ wurde erlassen è die Selbststä ndigkeit der Lä nder war aufgeho-

ben. 

- am 2. August 1934 starb der Reichsprä sident Paul von Hindenburg und 

das „Gesetz ü ber das Oberhaupt des Deutschen Reiches“ setzte ein (Ver-

bindung der Ämter des Reichsprä sidenten und des Reichskanzlers)è Hit-

ler war fortan Fü hrer und Reichskanzler in einer Person95. 

Adolf Hitler beendete mit seiner Machtergreifung den Versuch des Deutschen 

Reiches auf eine demokratische Staatsordnung und lenkte durch seine ideo-

logischen und nationalsozialistischen Anschauungen (Kapitel II. C. 3.) ganz 

Europa in den 2. Weltkrieg (1939-1945), nach welchem Deutschland in Schutt 

und Asche lag und ein erneuter Demokratieansatz begann. 

 

4.2.5. Deutschland nach dem 2. Weltkrieg 1945 
Deutschland lag am Boden. Nach-

dem auf Adolf Hitlers bedingungslo-

sen Krieg die bedingungslose Kapi-

tulation (am 7./8. Mai 1945) des 

Deutschen Reiches folgte, wurde 

das Reich von den Siegermä chten 

Russland, USA, Groß britannien und 

Frankreich in vier Besatzungszonen 

eingeteilt. Der sowjetische Sonder-

weg eines eigenen, sozialistischen 

Staates ihrer Besatzungszone ließ  

das geteilte Deutschland 40 Jahre lang getrennte politische Wege gehen. 

                                                 
95 Mü ller, a.a.O., S. 259 ff. 

Deutschland nach 1945:                                                               
Das Staatsgebiet wurde unter den Alliierten                                

in vier Besatzungszonen aufgeteilt 
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Auch Berlin wurde nach dem 2. Weltkrieg                                   
in 4 Besatzungszonen aufgeteilt,                                                

Ost-Berlin wurde die Hauptstadt der DDR 

Wä hrend die drei westlichen Besat-

zungsmä chte aus dem zerstörten 

Deutschland eine neue Demokratie 

erwachsen ließ en (die Bundesrepu-

blik Deutschland), entstand in der 

russischen Besatzungszone ein so-

zialistisches Staatssystem (die Deut-

sche Demokratische Republik). 

Hierbei ist die Namensgebung der 

DDR mit ihrem „demokratischen“ 

Bestandteil sehr trü gerisch, da sie 

nicht wirklich demokratisch organisiert war. Die DDR war vielmehr eine 

„Volksdemokratie“ oder eine „sozialistische Demokratie“, was mit der marxis-

tisch-leninistischen „Diktatur der Mehrheit ü ber die Minderheit“ gleichzusetzen 

ist96. Das bedeutet, das die „Klasse der Proletarier“ die Regierung ü bernahm 

und ihre Interessen im Sinne aller Staatsbü rger durchsetzen wollte. Im Falle 

der DDR –  Politik geschah dies durch die Einheitspartei SED (Sozialistische 

Einheitspartei Deutschland), die durch ihre Politik eine zentrale staatliche Pla-

nung der Wirtschaft und des gesamten gesellschaftlichen Lebens durchfü hrte. 

Demokratische Wesensprinzipien wie die Achtung der Menschenrechte, die 

staatliche Gewaltenteilung, die Unabhä ngigkeit der Gerichte, das Mehrpartei-

enprinzip oder die Chancengleichheit aller politischen Parteien mit dem Recht 

auf eine Opposition wurden dabei gä nzlich auß er acht gelassen97. Deshalb 

kann man bei der Staatsform der „sozialistischen Demokratie“ eher den Wort-

teil des „sozialistischen“ hervorheben.  

Auf die politische Struktur der BRD soll in diesem Abschnitt nicht nä her einge-

gangen werden, da das gesamte Kapitel III. ausfü hrlich die politischen We-

sensmerkmale und Grundzü ge Deutschlands erklä rt. Im Folgenden sollen 

lediglich stichwortartig die politischen Geschichten der getrennten deutschen 

Staaten beschrieben werden, bis sie sich nach 40 Jahren des „Getrennt-

Seins“ am 3. Oktober 1990 wieder vereinigten. 

 
 
                                                 
96 vgl. Bundeszentrale fü r politische Bildung, Informationen zur politischen Bildung Heft 165 Demokratie, a.a.O., S. 32 
97 vgl. Bundeszentrale fü r politische Bildung, Informationen zur politischen Bildung Heft 165 Demokratie, a.a.O., S. 34 
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Erster deutscher Bundeskanzler: 
Konrad Adenauer                        

(1876-1967) 

4.2.5.1. Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) von 1945 - 1990 
- 02. Mä rz 1946: Die amerikanische und die britische Besatzungszone ver-

einen sich zu einer Bizone. Am 08. April 1948 wurde die Bizone durch die 

französische Besatzungszone zur Trizone erweitert. Alle drei Zonen bilde-

ten nun eine einheitliche Wirtschaftsverwaltung. 

- 12. Mä rz 1947: Der amerikanische Prä sident Harry Truman (1884-1972) 

erklä rt die amerikanische Hilfe fü r alle vom Kommunismus „bedrohten“ 

Lä nder. Diese Truman-Doktrin leitete die Zeit des Kalten Krieges98 ein. 

- 05. Juni 1947: George Marshall (1880-1959), amerikanischer Auß enminis-

ter, entwickelte einen Plan zur wirtschaftlichen Wiederaufrichtung der vom 

2. Weltkrieg schwer betroffenen europä ischen Lä ndern. Diese Hilfe des 

Marshall-Plans kommt auch dem Westen Deutschlands zugute.  

- Februar –  Juni 1948: Die Sechsmä chtekonferenz (USA, Groß britannien, 

Frankreich, Benelux99-Lä nder) in London beschließ t, aus den drei westli-

chen Besatzungszonen ein einheitliches Westdeutschland zu formen. 

- 01. Juli 1948: Die westlichen Alliierten beauftragen die Lä nderregierungen 

Westdeutschlands in den Frankfurter Dokumenten, einen parlamentari-

schen Rat zu bilden, welcher ein Grundgesetz fü r Westdeutschland erar-

beiten soll. 

- 10. Mai 1949: Der Parlamentarische Rat bestimmte Bonn zur provisori-

schen Bundeshauptstadt. 

- 23. Mai 1949: Mit der Verkü ndung des erarbeite-

ten Grundgesetzes des Parlamentarischen Rates 

war die Geburtsstunde der Bundesrepublik 
Deutschland beschlossene Sache. 

- 14. August 1949: Erste Bundestagswahlen in der 

Bundesrepublik Deutschland  

- 12. September 1949: Theodor Heuss (1884-1963) 

wurde erster deutscher Bundesprä sident. 

- 15. September 1949: Konrad Adenauer (1876-

1967), CDU, wurde erster deutscher Bundeskanz-

ler.  

                                                 
98 Der Kalte Krieg bezeichnete die angespannten Verhä ltnisse der ideologisch sich unterscheidenden Westmä chte (bes. USA) 

und Ostmä chte (bes. UdSSR). vgl. Universal –  Lexikon, a.a.O. 
99 BeNeLux: Belgien, Niederlande und Luxemburg 
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- 23. September 1955: Die sogenannte Hall-
stein-Doktrin der BRD droht allen Staaten 

mit dem Abbruch der diplomatischen Be-

ziehung, wenn sie mit der DDR Beziehun-

gen aufnehmen. 

- 13. August 1961: Der Bau der Berliner 
Mauer beendet die sich vermehrenden 

Fluchtwellen von Ost- nach Westdeutschland und trennt fortan die beiden 

nunmehr souverä nen Staaten. West-Berlin war in der Zeit der deutschen 

Teilung eine „einsame westorientierte Insel“ in der sozialistischen DDR. 

- 14. Oktober 1963: Ludwig Erhard (1897-1977), CDU, wird deutscher 

Bundeskanzler und sorgt mit seinen brillanten Kenntnissen ü ber die 

Wirtschaft fü r ein deutsches „Wirtschaftswunder“. 

- 01. Dezember 1966: Kurt Georg Kiesinger (1904-1988), CDU, wird deut-

scher Bundeskanzler. Es kommt bei der Regierungsbildung zu einer gro-

ß en Koalition zwischen CDU und SPD. Die einzige Oppositionspartei bildet 

dadurch die FDP.  

- Aufgrund der groß en Koalition und des dadurch entstandenen Ungleich-

gewichtes zwischen Regierung und Opposition kommt es in den Jahren 

1967-1968 zu Studentenrevolten in Deutschland. Die Studenten bildeten 

eine „auß erparlamentarische Opposition“ (APO), welche von dem Student 

Rudi Dutschke (1940-1979) angefü hrt wurde. Man demonstrierte vor allem 

gegen die groß e Koalition, gegen die veralteten Hochschulverhä ltnisse und 

gegen die Autoritä t in Elternhaus, Schule, Gesellschaft und Staat. Die Stu-

dentenproteste gegen die Staatsgewalt steigerten sich, als am 02. Juni 

1967 der Student Benno Ohnesorg wä hrend einer 

Demonstration von einer Polizeikugel getötet wurde. 

- aus den studentischen Protestbewegungen der Vor-

jahre bildete sich 1968 eine terroristische Bewegung 

unter dem Namen „Rote Armee Fraktion“ (RAF) her-

aus. Diese Gruppierung mit den Anfü hrern Andreas 

Baader (1944-1977) und Ulrike Meinhof (1934-1976) fü hrte eine Reihe von 

terroristischen Attentaten und Entfü hrungen durch. Im Namen der RAF 
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wurden in den 70er und 80er –  Jahren viele fü hrende Politiker und in der 

Wirtschaft tä tige Geschä ftsleute durch Attentate ermordet. 

- 28. September 1969: Willy Brandt (1913 –  1992), SPD, wird deutscher 

Bundeskanzler. 

- Mai 1972: Der Grundlagenvertrag zwischen der BRD und der DDR bereitet 

die Errichtung von diplomatischen Beziehungen der beiden Staaten vor.  

- 06. Mai 1974: Helmut Schmidt, SPD, wird deutscher Bundeskanzler. 

- September/Oktober 1982: Helmut Kohl, CDU, wird deutscher Bundeskanz-

ler. 

- 06. Mä rz 1983: Die Partei „Die Grü nen“ sind erstmals im deutschen Bun-

destag vertreten.  

- 09. November 1989: Die Grenze zwischen der BRD und der DDR wird ge-

öffnet. Helmut Kohl fü hrt Bestrebungen zu einer Wiedervereinigung der 

beiden deutschen Staaten an. 

 

4.2.5.2. Die Deutsche Demokratische Republik (DDR)                 
     von 1945 –  1990 

- 07. Oktober 1949: Aus der sowjetischen Be-

satzungszone wird ein eigener Staat mit ei-

gener Verfassung gegrü ndet: Die Deutsche 

Demokratische Republik (DDR). Die DDR 

zeichnet sich durch ihre politische Nä he zur 

UdSSR, durch die Einfü hrung einer Planwirtschaft100 und durch die Kon-

zentration der gesamten politischen Macht in der Einheitspartei SED aus. 

Erster Prä sident der DDR wird Wilhelm Pieck (1876 –  1960). 

- 17. Juni 1953: In der DDR kommt es zu einem Volksaufstand gegen die 

SED. Dieser Aufstand wurde von sowjetischen Truppen unterdrü ckt, wo-

durch viele Menschen getötet und verhaftet wurden. 

- 27. Januar 1956: Die DDR tritt in den „Warschauer Pakt“101 ein.  

- 12. September 1960: Das Prä sidentenamt wird abgeschafft und ein Staats-

rat wird gebildet. Walter Ulbricht (1893 –  1973) wird dabei Staatsratvorsit-

zender.  
                                                 
100 Planwirtschaft bezeichnet eine Wirtschaftsform, welche durch planmä ß ige Eingriffe des Staates geregelt wird. Das Gegenteil 

ist die „freie Marktwirtschaft“. vgl. Universal-Lexikon, a.a.O. 
101 Der Warschauer Pakt war eine Vereinigung der Ostblockstaaten, welcher die Zusammenarbeit und den gegenseitige Bei-

stand der Staaten beschloss. Sein Gegenstü ck war die NATO. vgl. Mü ller, a.a.O., S. 347 
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- 13. August 1961: Die Berliner Mauer wird errichtet. 

- 06. April 1968: Die DDR bekommt eine neue Verfassung. Von nun an be-

kennt sich die DDR zu einem sozialistischen Staat.  

- 06. Januar 1972: Der SED-Zentralkomitee-Sekretä r Erich Honecker be-

nennt die BRD erstmals als „Ausland“. 

- 1973 –  1976: Willy Stoph (1914 –  1999) ist Staatsratvorsitzender. 

- 29. Oktober 1976: Erich Honecker (1912 –  1994) wird Staatsratvorsitzen-

der. 

- Mä rz 1985: Michail Gorbatschow wird Generalsekre-

tä r der Kommunistischen Partei in der Sowjetunion. 

Durch die Einfü hrung von Reformen werden die ost-

europä ischen Staaten mehr und mehr von der 

UdSSR losgelöst. 

- August/September 1989: Immer mehr DDR-Bü rger 

flü chten in die westdeutschen Botschaften nach Prag, 

Budapest und Warschau, um die Ausreise nach 

Westdeutschland zu erzwingen. 

- ab dem 04. September 1989: In Leipzig finden sich die Bü rger zu regelmä -

ß igen Montagsdemonstrationen zusammen. Sie fordern Reise-, Presse 

und Versammlungsfreiheit102. Die Montagsdemonstrationen fanden von den 

Bü rgern immer mehr Zulauf, sodass im Oktober 1989 mehrere tausend 

Menschen auf die Straß e gingen, um gegen die SED und fü r eine Wieder-

vereinigung Deutschlands zu demonstrieren. Der 

Ruf „Wir sind das Volk“ konnte von dem DDR-

Regime nicht mehr ignoriert werden.  

- 11. September 1989: Ungarn gestattet ostdeut-

schen Flü chtlingen die Ausreise in den Westen. 

- Der Ruf nach Freiheit und nach der Wiederverei-

nigung Deutschlands breitete sich auf die gesamte 

DDR aus. Am 04. Oktober 1989 protestierten rund 

1 Million Menschen auf dem Berliner Alexander-

platz gegen das SED - Regime.  

 

                                                 
102 vgl. Der groß e Ploetz, a.a.O., S. 1431 

Erich Honecker                 
(1912 – 1994) 

09. November 1989:                      
Die DDR ö ffnet die Grenze zum 
Westen. Tausende feierten am 

Brandenburger Tor 
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- 18. Oktober 1989: Erich Honecker tritt zurü ck. Seine Nachfolge trat Egon 

Krenz an. 

- 09. November 1989: Die DDR öffnet ihre Grenzen nach Westdeutschland. 

Tausende DDR-Bü rger fuhren in den Westen und feierten tagelang mit 

westdeutschen Bü rgern am Brandenburger Tor. 

 

4.2.5.3. Die deutsche Wiedervereinigung 1990 
Nachdem am 09. November 1989 die Grenze zwischen der BRD und der DDR 

geöffnet wurde, sollte im Jahr 1990 einer Wiedervereinigung der beiden deut-

schen Staaten nichts mehr im Wege stehen. Zuvor stellte Helmut Kohl, CDU, 

der erste gesamtdeutsche Kanzler, am 28. November 1989 ein Programm zur 

Wiedervereinigung innerhalb der nä chsten 10 Jahre vor103. Das die Vereini-

gung schneller vonstatten ging wie erwartet, bestä tig-

te der Wunsch der deutschen Bevölkerung nach ei-

nem vereinten Deutschland: 

- 18. Mä rz 1990: Es finden die ersten freien Wahlen 

in der DDR statt. Die CDU-gestü tzte „Allianz fü r 

Deutschland“ konnte diese Wahlen fü r sich gewin-

nen und strebte eine schnelle Wiedervereinigung 

an. 

- Mai –  September 1990: Verhandlungen zwischen 

den Alliierten und den deutschen Staaten sollen die internationale Rolle ei-

nes wiedervereinigten Deutschlands klä ren (Zwei-Plus-Vier-

Verhandlungen). 

- 01. Juli 1990: Die Deutsche Mark, alte Wä hrung der BRD, wird in Ost-

deutschland eingefü hrt. 

- 23. August 1990: Das Parlament Ostdeutschlands einigt sich auf einen Bei-

tritt zur BRD am 03. Oktober 1990. 

- 12. September 1990: Der Zwei-Plus-Vier-Vertrag zwischen der UdSSR, 

der USA, Frankreich und Groß britannien sowie den beiden deutschen 

Staaten regelt die deutsche Wiedervereinigung und beendet die alten Privi-

legien der Siegermä chte. 

- 03. Oktober 1990: Deutsche Wiedervereinigung 

                                                 
103 Buchalla/Kordt/Rottloff/Pauler (Hrsg.), Knaurs Zeittafeln zur deutschen Geschichte, Weltbild Verlag Augsburg 2001 
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- 02. Dezember 1990: Erste Bundestagswahlen im vereinten Deutschland. 

Die CDU wurde mit Helmut Kohl Regierungspartei und die PDS, die       

ostdeutsche „Partei des demokratischen Sozialismus“, zog in den Bundes-

tag ein. 
 

4.3. Neugierig geworden? 
Weitere Informationen zum Thema Demokratie, deutsche Geschichte oder 

deutsche Politik findet man: 

§ im Buchladen:  

 
Dr. Helmut M. Mü ller    è umfassende und gut be- 
Deutsche Geschichte in Schlaglichtern schriebene Darstellungen der 
Brockhaus Verlag,    deutschen Geschichte und  
Leipzig/Mannheim 2002   Politik. Viele Illustrationen. 
 
 
Eckhard Mieder     è jugendgerecht geschrieben 
Die Geschichte Deutschlands nach 1945 mit vielen Illustrationen.  
Campus Verlag,    Romanform. 
Frankfurt/New York 2002 
 
 
Doris Schröder-Köpf/Ingke Brodersen  è politische Vorgä nge werden  
Der Kanzler wohnt im Swimmingpool  verstä ndlich erklä rt und be- 
oder Wie Politik gemacht wird  schrieben. Nicht nur fü r Kinder 
Campus Verlag,    geeignet! 
Frankfurt/New York 2001 
 
 

§ im Internet: 

  
www.bpb.de è Die Internet-Seite der Bundeszent-

rale fü r politische Bildung. Unter „Pub-
likationen“ kann man hier kostenlos 
oder fü r wenig Geld sehr gute Bü cher 
und Broschü ren zu sehr vielen The-
menbereichen bestellen! Unter ande-
rem eine groß e Auswahl an Literatur 
zur Geschichte und Politik Deutsch-
lands. 

 
 
www.geschichte.de è sehr umfangreiche Themensamm-

lungen zu allen Bereichen der Ge-
schichte.  

 
 
www.geschichtsforum.de è alles zum Thema deutsche Ge-

schichte und Politik. Lohnenswert. 
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www.niester.de è gut gegliederte Seite mit vielen his-
torischen Ereignissen, groß en Per-
sönlichkeiten der Geschichte und ei-
ner umfangreichen Kartensammlung. 

 
 
www.lsg.musin.de/geschichte/lkg/ è sehr gute Seite eines Mü nchner 

Gymnasiums! Viele Themenbereiche, 
Karten und  Illustrationen. Empfeh-
lenswert!! 
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